Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG);
Max Bögl Bioenergie GmbH, Max-Bögl-Straße 1, 92369 Sengenthal;
Antrag auf wesentliche Änderung der Beschaffenheit und des Betriebs des Biomasseheizkraftwerkes auf den Grundstücken mit den FlNrn. 1823/113 und 1823/37 der Gemarkung Forst, Gemeinde Sengenthal

Für die Anlage ist eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9 Abs. 3, 4 i.V.m. § 7 Abs. 1 UVPG, im Hinblick auf die in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzgüter, wegen der Errichtung und dem Betrieb einer Anlage zur Verwertung fester Abfälle (Altholz der Kategorien A I und A II) durch thermische Verfahren bei nicht gefährlichen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von weniger als 3 t Abfällen je Stunde (Nr. 8.1.1.3 der Anlage 1 des UVPG), durchzuführen.
Wird naturbelassenes Holz eingesetzt, so fällt die Anlage wie auch bereits bisher theoretisch nur unter die Nr. 1.2.1 des Anhang 1 der 4. BImSchV, und stellt ein Projekt dar, für welches die UVP-Pflichtigkeit anhand einer standortbezogenen Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 1.2.1 des UVPG zu prüfen ist.
Soweit nur naturbelassenes Holz eingesetzt wird, wurde die standortbezogene Vorprüfung bereits bei Neugenehmigung mit Bescheid vom 24.05.2011, Az.: 45.170.196.H, und bei Änderungsgenehmigung mit Bescheid vom 01.10.2015, Az.: 45-170-196.H, durchgeführt. Auf diese Prüfungen wird verwiesen.
Die beantragte Änderung des Biomasseheizkraftwerkes betrifft u.a. den Einsatz von bis zu 3 t an Altholz der Kategorien A I und A II (neben dem bereits genehmigten Einsatz von naturbelassenem Holz). Für das Änderungsvorhaben wurde eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach § 9 Abs. 3, 4 i.V.m. § 7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit der Nr. 8.1.1.3 der Anlage 1 des UVPG durchgeführt. Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung nach den Kriterien in Anlage 3 zum UVPG durchgeführt. Zur Vorbereitung der Prüfung hat der Vorhabenträger die entsprechenden Angaben nach Anlage 2 zum UVPG zur Verfügung zu stellen.
Dies geschah mittels vom Ingenieurbüro Ulbricht erstelltem Gutachten (Bericht Nr.: 101.0681/18 vom 07.12.2018).
Insbesondere die Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter wurden dargestellt.
Betroffene Schutzgüter sind Klima, Luft und Mensch und ggf. Natur und Landschaft. Hinsichtlich der Schutzgüter Boden, Wasser, Kultur und Sachgüter erfolgen durch das geänderte Vorhaben keine zusätzlichen Eingriffe.
Auswirkungen könnten sich ergeben durch die staub- und gasförmigen Emissionen, die Geräuschemissionen und den Anlagenbetrieb allgemein.
Zu den staub- und gasförmigen Emissionen ist zu sagen, dass der Bagatellmassenstrom für alle Komponenten unterschritten wird und somit keine Ausbreitungsrechnung nach TA-Luft für diese Komponenten erforderlich ist. Vielmehr werden durch die Anlagenänderung die bisherigen Emissionen verringert. Eine Berechnung der Immissionen am jeweiligen Einwirkungsort selbst, ist aufgrund der geringen Emissionen nicht erforderlich.
Hinsichtlich der Geräuschemissionen ist festzuhalten, dass die geltenden Immissionsrichtwerte am jeweiligen Einwirkungsort auch nach der Änderung zur Tages- und Nachtzeit unterschritten werden und somit sicher eingehalten werden. 
Zum Anlagenbetrieb allgemein und den möglichen Auswirkungen auf Natur und Landschaft ist festzustellen, dass es das Heizkraftwerk ja bisher schon an gleicher Stelle gibt und es sich aktuell nur um ein Änderungsvorhaben handelt, und dass das Firmengelände der Firmengruppe Max Bögl bereits großflächig als Industriegelände genutzt wird. Durch das aktuelle Änderungsvorhaben sind keine Auswirkungen auf umliegende Schutzgebiete zu erwarten, da die Emissionen des Kamins über die Rauchgasreinigung gereinigt werden und außerdem die entsprechenden Grenzwerte eingehalten werden.
Somit ist davon auszugehen, dass durch den geänderten Anlagenbetrieb keine schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteile und Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden.
Dies bestätigen auch die im Verfahren erstellten Stellungnahmen der beteiligten Träger öffentlicher Belange. Das Landratsamt Neumarkt i.d.OPf. hat deshalb nach überschlägiger Prüfung des Sachverhaltes, unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien, der im Genehmigungsverfahren bereits vorliegenden Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und der in den Antragsunterlagen enthaltenen Unterlagen zur allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles festgestellt, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen hat. Für das Vorhaben besteht damit keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung.
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